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öffentliche Sitzung 

 
Betrifft: 

Inkrafttreten des Gesetzes zur Modernisierung des Staatsangehörigkeitsrechts 

(StARModG) zum 27. Juni 2024 

 
Begründung: 

 

Am 27. Juni 2024 ist das Gesetz zur Modernisierung des Staatsangehörigkeitsrechts 

(StARModG) in Kraft getreten. 

 

Eine Einbürgerung ist künftig in der Regel nach fünf statt wie bisher nach acht Jahren mög-

lich. Für Menschen, die sich besonders gut integriert haben, ist eine Einbürgerung bereits 

nach drei Jahren möglich. Das gilt zum Beispiel, wenn sie in ihrem Beruf herausragende 

Leistungen erzielen oder sich ehrenamtlich engagieren, sehr gut Deutsch sprechen und 

den Lebensunterhalt für sich und ihre Familie eigenständig bestreiten können. 

 

In Deutschland geborene Kinder ausländischer Eltern erhalten nun die deutsche Staatsan-

gehörigkeit, wenn zum Zeitpunkt der Geburt des Kindes mindestens ein Elternteil seit mehr 

als fünf (statt bisher acht) Jahren rechtmäßig in Deutschland lebt und ein unbefristetes 

Aufenthaltsrecht besitzt. Die Staatsangehörigkeit ihrer Eltern können sie behalten. Die so-

genannte Optionsregelung entfällt damit. 

 

Wer in Deutschland eingebürgert werden will, muss sich zu den Werten einer freiheitlichen 

Gesellschaft bekennen. Dazu gehören insbesondere die Würde und Gleichheit aller Men-

schen. Wer diese Werte nicht teilt oder ihnen gar zuwiderhandelt, darf nicht deutscher 

Staatsangehöriger werden. Antisemitische, rassistische oder sonstige menschenverachtend 
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motivierte Handlungen sind mit der Menschenwürdegarantie des Grundgesetzes unver-

einbar.   

 

Einbürgerungsbewerber müssen sich künftig auch zur besonderen historischen Verantwor-

tung Deutschlands für die nationalsozialistische Unrechtsherrschaft und ihre Folgen, insbe-

sondere für den Schutz jüdischen Lebens, bekennen.  Ein unrichtiges Bekenntnis schließt 

jede Einbürgerung strikt aus.  Als Reaktion auf den zunehmenden Antisemitismus in 

Deutschland wurde auch der Fragenkatalog des Einbürgerungstests erweitert. Zu den 

Themen Antisemitismus, Existenzrecht des Staates Israel und jüdisches Leben in Deutsch-

land wurden neue Prüfungsfragen aufgenommen. 

 

Ausgeschlossen ist eine Einbürgerung im Fall einer Mehrehe oder wenn der Ausländer 

durch sein Verhalten zeigt, dass er die im Grundgesetz festgelegte Gleichberechtigung von 

Mann und Frau missachtet. 

 

Für einen Anspruch auf Einbürgerung muss der Lebensunterhalt für sich und die eigenen 

Familienangehörigen grundsätzlich ohne Leistungen nach dem Zweiten oder Zwölften 

Buch Sozialgesetzbuch bestritten werden können. Die Ausnahmen von diesem Erfordernis 

sind auf ausdrücklich benannte Fälle beschränkt. Sie gelten u. a. für sogenannte Gastarbei-

ter, die bis 1974 in die Bundesrepublik eingereist sind, und sogenannte Vertragsarbeiter, 

die bis 1990 in die ehemalige DDR eingereist sind, bei für die letzten zwei Jahre nachge-

wiesener Vollzeiterwerbstätigkeit von mindestens 20 Monaten und für Familien mit einem 

minderjährigen Kind, wenn ein Ehegatte oder eingetragener Lebenspartner in Vollzeit er-

werbstätig ist. Für vulnerable Personengruppen, die ihren Lebensunterhalt nicht oder nicht 

vollständig sichern können und nicht unter eine der gesetzlich bestimmten Ausnahmere-

gelungen fallen, besteht die Möglichkeit einer Ermessenseinbürgerung. Dies gilt dann, 

wenn sie alles Mögliche und Zumutbare getan haben, um ihren Lebensunterhalt zu sichern 

und dennoch, auf öffentliche Leistungen angewiesen sind. 

 

Die Gast- und Vertragsarbeiter haben einen wesentlichen Beitrag zur Entwicklung Deutsch-

lands geleistet. Sie haben aber in der Vergangenheit kaum Integrationsangebote erhalten. 

Als Sprachnachweis genügt daher nun, dass sie sich im Alltag auf Deutsch ohne nennens-

werte Probleme mündlich verständigen können. Auf den Einbürgerungstest wird verzichtet. 

 

Das Verfahren der Sicherheitsabfrage wird digitalisiert und beschleunigt sowie zusätzliche 

Sicherheitsbehörden einbezogen, damit die Staatsangehörigkeitsbehörden die Erkenntnis-

se der Sicherheitsbehörden erhalten. 

 

In der Sitzung wird Frau Foerster ergänzend berichten. 

 

https://www.bmi.bund.de/DE/service/lexikon/functions/bmi-lexikon.html?cms_lv2=9391100&cms_lv3=9397962#doc9397962
https://www.bmi.bund.de/DE/service/lexikon/functions/bmi-lexikon.html?cms_lv2=9391092&cms_lv3=9397740#doc9397740
https://www.bmi.bund.de/DE/service/lexikon/functions/bmi-lexikon.html?cms_lv2=9391092&cms_lv3=9397740#doc9397740
https://www.bmi.bund.de/DE/service/lexikon/functions/bmi-lexikon.html?cms_lv2=9391100&cms_lv3=9397962#doc9397962
https://www.bmi.bund.de/DE/service/lexikon/functions/bmi-lexikon.html?cms_lv2=9391092&cms_lv3=9397780#doc9397780
https://www.bmi.bund.de/DE/service/lexikon/functions/bmi-lexikon.html?cms_lv2=9391100&cms_lv3=9397962#doc9397962
https://www.bmi.bund.de/DE/service/lexikon/functions/bmi-lexikon.html?cms_lv2=9391102&cms_lv3=9398008#doc9398008
https://www.bmi.bund.de/DE/service/lexikon/functions/bmi-lexikon.html?cms_lv2=9391104&cms_lv3=9398028#doc9398028
https://www.bmi.bund.de/DE/service/lexikon/functions/bmi-lexikon.html?cms_lv2=9391104&cms_lv3=9398028#doc9398028
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Finanzielle Auswirkungen: 

 

keine X 

  

folgende  

 

Ergebnisrechnung 

 

Ertrag €   Aufwand € 

      

einmalig    einmalig  

jährlich    jährlich  

      

    darin enthalten:  

    Personalaufwand  

    Sach- und  

  Dienstleistungen  

 Transferaufwand  

investiver Finanzplan 

 

Einzahlung €   Auszahlung € 

      

einmalig    einmalig  

jährlich    jährlich  

      

darin enthalten:      

Zuschüsse      

Beiträge Dritter      

 

Haushaltsmittel stehen:   zur Verfügung   nicht zur Verfügung 

 

 

 

 

Klimarelevante Auswirkungen: 

 

 keine wesentliche Klimarelevanz  

 Die Durchführung der Haupt- und Alternativenprüfung war daher nicht notwendig (keine Anlage). 

 

X keine negative oder eine positive Klimawirkung 

 Die Durchführung der Alternativenprüfung war daher nicht notwendig (keine Anlage). 

 

 eine negative Klimawirkung 

 Die Alternativenprüfung wurde durchgeführt und das Prüfungsergebnis ist als Anlage beigefügt. 
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Beschlussentwurf: 

 

Der Integrationsrat nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis.  

 

 

 Die Bürgermeisterin 

In Vertretung 

 
 

 

 - Ralph Kalveram - 

   Beigeordneter 

 

______________________________________________________________________ 

 

In der Sitzung des 

X Integrationsrates 

 Rates 

 Haupt-, Finanz- und Digitalisierungsausschusses 

 am ________________ (nicht - öffentlicher Teil) wurde wie folgt beschlossen: 

 

 


